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Fragezeichen bei Eintritt in die 80er Jahre

Eine Positionsbestimmung der Europäischen Integration am Beginn der 80er
Jahre entzieht sich plakativen Formeln und eindimensionalen Interpretations-
versuchen. Der Einigungsprozeß ist zu kompliziert, die Ergebnisse sind zu viel-
schichtig, die Einflußfaktoren zu vielfältig, als daß man die Zwischenbilanz auf
ein einfaches Schema reduzieren könnte. Dennoch vermögen die Schlagzeilen
zur Europapolitik aus der jüngsten Vergangenheit die zentralen Fixpunkte zu
markieren: „Die Ratlosigkeit des Europäischen Rates"1, „Europa droht die
Balkanisierung"2, „Europas Weltpolitik: Fehlanzeige?"3, „Wenig Jubel um Eu-
ropa-Jubiläen"4, „In Trübsal vereint"5, „Im Moment geht es wirklich bergab"6,
„Gegen Grabenkriege zwischen den EG-Organen"7, „Auf dem Gipfel der Ei-
gensucht"8. Die Summe dieser Schlagzeilen mag als Seismograph für die sozial-
psychologische Grundlage des Bemühens um die Integration angesehen werden.
Der Gedanke der Einigung Europas ist längst kein unbefragter Selbstwert mehr.
Er gerät zunehmend unter Begründungszwang und kann sich in wachsendem
Maße nicht mehr dem Sog negativer Meldungen entziehen. Nationale Egois-
men, bürokratische Schwerfälligkeit, kostspielige Abschottungen altherge-
brachter Besitzstände — diese Eindrücke sind dabei, die großen Ziele und Moti-
ve der Einigung Europas aus dem Blickfeld zu drängen.

Am Anfang der 80er Jahre stehen so im Blick auf die Europäische Integration
nicht ohne gewichtigen Anlaß die Fragezeichen im Vordergrund. Wird die Ge-
meinschaft die neuen weltpolitischen Herausforderungen meistern können?
Wird sie zu einer Lösung der Strukturfragen ihrer Finanzierung in der Lage sein?
Kann sich die Gemeinschaft auf ein rationales Konzept zur Korrektur der Agrar-
marktabsurditäten einigen? Wie wird das Einigungswerk die anstehenden Er-
weiterungen um Spanien und Portugal verkraften? Wird die Gemeinschaft die
politische Kraft zu einem wirksamen Ausgleich der innergemeinschaftlichen
Entwicklungsunterschiede aufbringen können? Wird die Gemeinschaft in der
Lage sein, einen Konsens zur konsequenten Fortentwicklung des Integrations-
prozesses zu finden?

Unter der Oberfläche dieser Fragestellungen vollzieht sich der Wandel der
psychologischen Einstellungen zum europäischen Einigungsgedanken — jenes
labile Oszillieren zwischen Hoffnung und Resignation, zwischen Zuversicht und
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Ratlosigkeit. Zweifellos zählt die allgemeine Bejahung der Einigung Europas zu
den stabilen Faktoren im Meinungsspektrum der Bevölkerung9; zweifellos be-
sitzt die Europäische Gemeinschaft eine ungebrochene Strahlkraft und Attrakti-
vität für die internationale Umwelt; zweifellos hat die Europäische Einigung ei-
nen erheblichen Anteil am erreichten wirtschaftlichen Wohlstand und an der
Gewährleistung sozialer Sicherheit; zweifellos hat die Europäische Gemein-
schaft auch in den 70er Jahren wichtige Fortschritte erzielt (u.a. Kompetenzer-
weiterung in Haushaltsfragen und Direktwahl des Europäischen Parlaments, die
entwicklungspolitischen Abkommen von Lome, erste wichtige Schritte in der
Regional- und Sozialpolitik, Schaffung der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit)10; aber daneben beschäftigen zunehmend Bewegungsunfähigkeiten
und mangelnde Entschlußkraft die europäische Debatte.

Solche zwiespältigen Eindrücke eines Schwankens zwischen diffuser Zustim-
mung zu Europa und fast resignativer Detailkritik müssen zunächst überraschen,
denn bei näherem Hinsehen hat sich der Einigungsprozeß in vielen Phasen und
in vielen Bereichen weit zügiger vollzogen, als es selbst engagierte Europäer an-
nehmen konnten. Wer über den Trümmerfeldern des Zweiten Weltkrieges die
Prognose gewagt hätte, bis 1979 werde es direkte Wahlen zu einem Europäi-
schen Parlament geben; bis dahin seien aus historischen Erbfeinden längst ver-
läßliche Freunde geworden; bis dahin sei die Europäische Gemeinschaft einer
der wichtigsten Partner der Entwicklungsländer — wer dies alles prognostiziert
hätte, wäre damals als ein wirklichkeitsfremder Phantast abgetan worden. Inso-
fern besteht das sozialpsychologische Mißgeschick der Europäischen Integration
letzlich darin, daß sie mit ihrem — mehr oder minder erfolgreichen — Funktio-
nieren die Grundlage für eine bewegende Begeisterung der Bürger selbst unter-
laufen hat11: Der Prozeß der Europäischen Einigung ist zur selbstverständlichen
Erfahrung des politischen Alltags geworden. Politische Selbstverständlichkeiten
jedoch bieten in der Regel keine Katalysatoren politischer Begeisterung, keine
Bezugspunkte großer gefühlsbetonter Bewegtheit. Wir erleben letztlich seit Jah-
ren nichts anderes, als daß die feierlich verkündete Vision in den mühsamen poli-
tischen Alltag eintaucht, mit allen dann normalen Reibungsverlusten, Kompro-
missen, Vertagungen und Konflikten. Wenn aber an dieses Knirschen der Mahl-
werke alltäglicher Politik die dramatische Erwartung eines neuen Aufbruchs zu
neuen europäischen Ufern herangetragen wird, dann führt dies zu einem erheb-
lichen Auseinanderklaffen von Ansprüchen und Erwartungen der Bürger einer-
seits und dem Leistungsvermögen der Europäischen Gemeinschaft andererseits.
Diese Diskrepanz selbst wird zu einem zentralen europapolitischen Problem.

Die Europäische Gemeinschaft ist im Laufe der Jahrzehnte zu einem „norma-
len" politischen System geworden, ohne daß der Erwartungshorizont der Bürger
dies mitvollzogen hätte. Vielmehr steht das politische System 'Europäische Ge-
meinschaft' unter einem viel stärkeren Begründungszwang als die vergleichba-
ren politischen Systeme der Mitgliedstaaten. Im Unterschied zu den Mitglied-
staaten muß die Europäische Gemeinschaft nicht nur ihre politischen Einzel-
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maßnahmen begründen, sondern sie muß zudem Sinn und Zweck ihrer Existenz
insgesamt nachweisen. Dies gelingt ihr nur in begrenztem Maße, zumal vieles
den unmittelbaren Zugang zur Europäischen Einigung verstellt:
— Da ist zunächst die Unüberschaubarkeit und Kompliziertheit der Entschei-

dungsprozesse. Gegenüber den einzelnen Mitgliedsstaaten erfährt die Euro-
päische Gemeinschaft ja einen nochmaligen Komplexitätsschub. Sie addiert
gewissermaßen die Kompliziertheit von zehn hochkomplizierten Gesellschaf-
ten. Vielfach besitzt die Europäische Gemeinschaft auch nur eine partielle
Lösungskompetenz, nur eine ergänzende Funktion bei der Regelung anlie-
gender Aufgaben, wie z.B. in der Regional- und Sozialpolitik. Dies bedeutet,
daß die unmittelbare Zuordnung von politischem Problem und politischer
Lösungsinstanz in der Europapolitik sehr erschwert ist.

— Die verwirrende Begrifflichkeit europapolitischer Terminologie ist besten-
falls von den Experten nachzuvollziehen. In dieser Fachsprache der zahlrei-
chen Europa-Organisationen kommt auch die Vielgestaltigkeit der Europa-
Bilder und der europapolitischen Ansätze zum Tragen. Die Europäische In-
tegration ist ja im Grunde von Anfang an ein Sammelbecken unterschiedli-
cher politischer Temperamente und Programme, konkurrierender histori-
scher Erfahrungen und Zukunftsperspektiven gewesen.

— Der europapolitische Entscheidungsprozeß verläuft relativ distanziert. Es
bieten sich kaum Möglichkeiten der Personalisierung. Komplizierte politi-
sche Systeme aber vermitteln viele Informationen, Absichten, Problemstel-
lungen über den Umweg der Personalisierung. Ein solcher Umweg ist bisher
in der Europäischen Gemeinschaft kaum möglich. Auch die im nationalen
Bereich gewohnten herkömmlichen Einordnungen und Zuordnungen stim-
men hier nicht, etwa das Gegenüber von Regierung und Opposition, von kla-
rer Mehrheit und Minderheit. Gewohnte Bilder und traditionelle Erfahrun-
gen lassen sich aus dem nationalen Bereich nicht einfach auf die europäische
Ebene übertragen. Tief verwurzelte Denktraditionen sind am konkreten Er-
scheinungsbild der Gemeinschaft kaum festzumachen.

Daß diese Frage nach der Beziehung zwischen Bürger und politischem System
im Europa der 80er Jahre solch eine Bedeutung erfahren muß, hat seinen guten
Grund. Die inzwischen historischen Motive und Hoffnungen, die nach dem
Zweiten Weltkrieg zur europäischen Aufbauleistung befähigten und für den gro-
ßen Teil einer Generation als Selbstverständlichkeit des politischen Lebens er-
fahren wurden — diese Motive und Hoffnungen haben inzwischen ihre elementa-
re Schubwirkung verbraucht. Dies wird deutlich, wenn man sich die fünf Motive
zur Europäischen Integration vor Augen hält, die nach Kriegsende wirksam wur-
den^:
— Der Wunsch nach einem neuen Selbstverständnis. Nach den nationalistischen

Verirrungen sollte Europa die Möglichkeit neuer Gemeinschaftserfahrung
bieten. Europa war die Alternative zur abgelehnten nationalistischen Identi-
tät geworden.
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— Der Wunsch nach Sicherheit und Frieden. Die einzelnen Nationalstaaten hat-
ten den Zweiten Weltkrieg nicht zu verhindern vermocht, und man hoffte,
daß ein geeintes Europa hierbei erfolgreicher sein und zugleich Schutz vor der
Gefahr einer kommunistischen Expansion gewähren werde. Man erwartete,
durch eine feste politische Struktur könnten kriegerische Konflikte zwischen
den europäischen Staaten vermieden werden. Europa sollte eine Friedensge-
meinschaft sein.

— Der Wunsch nach Freiheit und Mobilität. Über etliche Jahre hinweg hatten
die Menschen unter den kriegsbedingten nationalen Beschränkungen des
Personen-, Güter- und Kapitalverkehrs gelitten. Insofern war es nur allzu
verständlich, daß man sich nun die ungehinderte, freie Bewegung von Perso-
nen, Meinungen, Informationen und Waren wünschte.

— Die Hoffnung auf wirtschaftlichen Wohlstand. Das Vereinigte Europa sollte
die Menschen in eine Ära großer wirtschaftlicher Stabilität und Prosperität
führen. Ein gemeinsamer europäischer Markt sollte den Handel intensivieren
und effizienteres ökonomisches Verhalten möglich machen.

— Die Erwartung gemeinsamer Macht. Die europäischen Staaten, die vor 1914
lange Zeit eine international dominierende Rolle gespielt hatten, hatten sich
in zwei Weltkriegen zerfleischt. Die neuen Weltmächte USA und UdSSR
zeigten die Maßstäbe für neue, international relevante Machtgrößen, die weit
über die Einheiten der vergleichsweise kleinen europäischen Nationalstaaten
hinausgewachsen waren. Man hoffte, daß die westeuropäischen Staaten
durch die politische Einigung vieles von der Macht gemeinsam zurückerlan-
gen könnten, die sie einzeln verloren hatten.

Die damalige internationale Konstellation enthielt also ein erhebliches Druck-
potential, das den Prozeß der Europäischen Einigung forcierte: das Gefühl der
Bedrohung durch den Kommunismus mit zunehmender Etablierung des Ost-
blocks; die amerikanische Unterstützung des Projekts der Europäischen Eini-
gung in der Erwartung weltpolitischer Entlastung und der Öffnung neuer, großer
Märkte; der wechselseitige Wunsch der westeuropäischen Staaten, sich gegen-
seitig — auch mit den jeweiligen Wirtschaftspotentialen — zu binden, um neue
gefährliche Alleingänge einzelner Nationalstaaten auszuschalten.

Charakteristikum aller historischen Motive und Ziele, die die Gründungsväter
des Europäischen Einigungswerkes nach dem Zweiten Weltkrieg bewegte, ist es
nun, daß sie an Brisanz und Dringlichkeit in der Einschätzung der westeuropäi-
schen Bevölkerung eingebüßt haben. Die Ziele von damals sind nicht gänzlich ir-
relevant geworden, aber sie haben an Bindewirkung und Schubkraft verloren:
Die aus der Erfahrung des Zweiten Weltkrieges verständliche, tiefe Reserve ge-
genüber dem Nationalstaat ist inzwischen in den Hintergrund getreten. Die Si-
cherheitslage erscheint durch ein relatives Gleichgewicht der Kräfte zwischen
Ost und West sowie im Zuge der Entdramatisierung des Ost-West-Konflikts in
Europa im Rahmen der Entspannungspolitik stabilisiert. Die friedliche Konflikt-
regelung zwischen den westeuropäischen Staaten ist inzwischen eine unbefragte
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Selbstverständlichkeit. Die Hoffnung auf Prosperität, auf Freiheit und Mobili-
tät, auf neue gemeinsame Macht ist zu einer selbstverständlichen Erfahrung und
zu einem selbstverständlichen Bestandteil des europäischen Alltags geworden.
Es stellt sich daher heute die Frage nach der zeitgemäßen, zukunftsträchtigen
Fortentwicklung dieser historischen Begründungen.

Drei Gründe zur Integration, deren Bedeutung in den 80er Jahren eher noch
steigen wird, seien hier besonders erwähnt:
1. Europäische Integration ist der Versuch, Problemstruktur und Entschei-

dungsstruktur der internationalen Politik in Übereinstimmung zu bringen.
Unsere politische Kultur ist davon gekennzeichnet, daß die Problemstellun-
gen aus den engen nationalstaatlichen Grenzen ausgewandert sind. Das Di-
lemma besteht nun darin, daß den weltweit verflochtenen Problemen eine an-
tiquierte, weil weitgehend noch nationalstaatlich orientierte Entscheidungs-
struktur gegenübersteht. So besteht zum Beispiel ein Zusammenhang zwi-
schen der politischen Sprengkraft einer fernen Weltanschauung wie des Is-
lam, den Außenhandelsbilanzen der Europäischen Gemeinschaft, den Tarif-
verhandlungen und Inflationsraten bis hin zu unseren Konsumgewohnheiten.
Es besteht ebenso ein Zusammenhang zwischen weltweit steigenden Energie-
kosten, international sinkenden Wachstumsraten, nachlassender Nachfrage
auf dem Stahlsektor, Entlassung von Arbeitskräften und EG-Regelungen zur
Stahlkrise. Der langfristige Orientierungspunkt muß also sein, Problemstruk-
tur und Entscheidungsstruktur in Übereinstimmung zu bringen. Europäische
Integration ist der Versuch, dies — wenn auch in einem begrenzten Rahmen
— zu vollziehen.

2. Europäische Integration ist die Voraussetzung für die internationale Hand-
lungsfähigkeit der westeuropäischen Staaten. Die Europäische Gemeinschaft
begegnet international einer Fülle gewichtiger Machtzentren. Da sind die
Weltmächte USA, UdSSR, China; da sind wirtschaftliche Aufstiegsmächte
wie Japan und Brasilien; da sind Bündnissysteme wie der Warschauer Pakt;
da sind Rohstoffkartelle wie die OPEC-Staaten. Für diese Machtzentren wä-
re ein isolierter westeuropäischer Nationalstaat kaum ein ernsthafter Ver-
handlungspartner — erst recht nicht ein gleichberechtigter Akteur in der in-
ternationalen Kooperation.

3. Europäische Integraton bietet die Chance, die gesellschaftliche Verflechtung
in Europa politisch zu gestalten. Ein wesentlicher Ausgangspunkt und Im-
pulsgeber der Integration liegt in der Erfahrung der westeuropäischen Staa-
ten, daß sie sich in einem Verhältnis wechselseitiger Abhängigkeit bewegen
und zusammen Eigenschaften und Möglichkeiten erhalten, die jeder von ih-
nen allein nicht besitzt. Dies ist auch Ausdruck des inzwischen erreichten ho-
hen Grades der gesellschaftlichen Verflechtung in Europa. Diese gesell-
schaftliche Verflechtung verlangt nach dem politischen Ordnungsrahmen,
nach der demokratischen Kontrolle.

Die bisher im Zusammenhang mit dem psychologischen Umfeld und dem Moti-
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vationsrahmen der Integration formulierten Fragezeichen bilden den grundsätz-
lichen Hintergrund der großen kontroversen Debatten, die 1980 die europapoli-
tische Szene prägten. Stahlkrise, Finanzierungskrise, Haushaltsdebatte, Kon-
troverse um den Agrarmarkt, Diskussion über den angemessenen Zeitplan der
anstehenden Erweiterungen — diese Stichworte, die in den folgenden Beiträgen
des Jahrbuchs ausführlich behandelt werden und die die langfristigen Struktur-
probleme des Integrationsprozesses aktualisieren, lassen sich letztlich bündeln
in der besorgten Frage nach der Aufrechterhaltung bzw. dem Ausbau der politi-
schen Handlungsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaft. Offenkundig ist es
bisher auf der europäischen Ebene noch nicht gelungen, den mit der wachsenden
internationalen Verflechtung verbundenen Verlust an nationalstaatlicher Steue-
rungsfähigkeit durch die Schaffung neuer, europäischer Steuerungskapazität
voll aufzufangen. In diesem Kontext muß vielmehr die Europäische Gemein-
schaft alle generellen Zweifel bezüglich der Regierbarkeit hochindustrialisierter
Staaten13 auch auf sich ziehen, denn grundsätzlich ist die Europäische Gemein-
schaft mit allen Strukturproblemen von komplizierten Industriestaaten konfron-
tiert.

Dieses allgemein diskutierte Phänomen der Unregierbarkeit besitzt ja viele
Facetten:
— Inwieweit bleiben politische Systeme angesichts einer zerklüfteten Vielfalt

starker Interessenvertretungen überhaupt handlungsfähig?
— Sind die großen Parteien angesichts der immensen Integrationsbreite, die sie

gewährleisten wollen, überhaupt noch in der Lage, klare und beschlußreife
Alternativen zu entwickeln, oder zwingt sie die Vielzahl der innerparteilichen
Interessen zu unprofilierten Kompromissen?

— Lassen die hochkomplizierten Industriegesellschaften mit ihrer Unüber-
schaubarkeit überhaupt eine rationale Gesamtpolitik zu, die mehr ist als nur
punktuelles Krisenmanagement?

— Ist das politische System noch in der Lage, den Wandel der Einstellungen,
Bedürfnisse und Sorgen der Bürger aufzugreifen und repräsentativ zu artiku-
lieren?

— Inwieweit ist die Politik fähig, die neuen Situations- und Rollenkonflikte kon-
struktiv zu regeln, die zunehmend die Gesellschaft prägen: etwa die Konflikte
zwischen Informationsproduzenten und Informationskonsumenten, zwi-
schen Sinn-Produzenten und Sinn-Suchenden, zwischen Organisierten und
Nicht-Organisierten?

— Entwickelt nicht die Notwendigkeit zur bloßen aktuellen Situationsbewälti-
gung ein solches politisches Gewicht, daß die Politik zunehmend unfähig
wird, in langfristige Zukunftsgüter zu investieren?

Die zukünftige Europapolitik wird sich — ebenso wie jeder einzelne Industrie-
staat — keinem dieser tiefgreifenden Probleme entziehen können.
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Die historische Logik des Integrationsprozesses
Politische Unsicherheiten in Lagebeurteilung und Perspektiventwurf führen oft-
mals zu Kontroversen über die jeweils angemessene Strategie. Auch die Europa-
politik bildet keine Ausnahme bei dieser allgemeinen Beobachtung. Anfang des
Jahres 1980 provozierte Ralf Dahrendorf die längst fällige europapolitische Stra-
tegiediskussion14. Mit seinen Thesen — Europa drohe die Balkanisierung; die In-
stitutionen seien dabei, den vorhandenen europäischen Interessen zuwider zu
laufen; über Europa habe sich der Dunstschleier der Langeweile gesenkt — pro-
vozierte er manch einen engagierten Europäer zur „Ehrenrettung für Europa"15.
Unabhängig von den Einzelheiten der Debatte ging es im Kern um die Frage, ob
sich die Logik des bisherigen Integrationsprozesses erschöpft habe oder nicht.
Dahrendorf bezweifelt, daß der politische Entwurf der Römischen Verträge in
der Lage sein kann, die neuen Herausforderungen dynamisch anzunehmen; sei-
ne Kontrahenten verweisen auf die entwicklungsfähige Offenheit des EG-Kon-
zepts16. In diesem Zusammenhang muß eine nüchterne Zwischenbilanz der Inte-
gration heute Erfolge und Verdienste neben Versäumnissen und Mängeln fest-
halten:
— Zweifellos hat die Europäische Gemeinschaft die in den Römischen Verträ-

gen verankerten Grundfreiheiten weitgehend realisiert. Neben der Abschaf-
fung der Hindernisse für den freien Warenverkehr und der Einführung eines
gemeinsamen Zolltarifs gehört die Freizügigkeit zu den Grundlagen der Ge-
meinschaft. Zum Gemeinsamen Markt gehört auch die Rechtsangleichung
zur Beseitigung von Handels- und Berufshindernissen.

— Bei aller Kritik an den Einzelheiten ist doch festzuhalten, daß die Vergemein-
schaftung zentraler politischer Bereiche (Landwirtschaft, Kohle und Stahl,
Zoll, Außenhandel) vollzogen ist, und nicht unerheblich zum wirtschaftli-
chen Wohlstand und zur demokratischen Stabilität Westeuropas beigetragen
hat.

— Die Ergänzung des Gemeinsamen Marktes durch eine gemeinschaftliche Au-
ßenhandelspolitik ist ebenfalls verwirklicht.

— Die Gemeinschaft errichtete ein Netz von internationalen Präferenz- und As-
soziierungsabkommen, das ihre internationale Stellung wesentlich stärkt und
ihr auch eine aktive Entwicklungspolitik ermöglicht.

Daneben ist nicht zu übersehen, daß ihr der Durchbruch zu einer Wirtschafts-
und Währungsunion bis heute versagt geblieben ist. In vielen weiteren Berei-
chen blieb die Gemeinschaft bisher bei einer begrenzten Koordinierungsfunk-
tion mit einigen ergänzenden Aktionen stehen. So muß bisher ihre Energie- und
Industriepolitik, ihre Regional- und Sozialpolitik, ihre Umweltschutz- und Bil-
dungspolitik als unzureichend angesehen werden. Damit sind aber zum Teil Ge-
biete angesprochen, die in den Römischen Verträgen noch nicht geregelt worden
sind. Hier zeigt es sich, wie die Gemeinschaft über den Rahmen der unmittelbar
in den Römischen Verträgen fixierten Politikbereiche hinausgriff, wenn es ihr
von der Aufgabenstellung her sinnvoll erschien. Dies gilt insbesondere für die
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Schaffung neuer Instrumente, die zum Teil neben der EG, aber in enger politi-
scher Zuordnung auf die EG eingerichtet wurden (z.B. die Europäische Politi-
sche Zusammenarbeit (EPZ)17, der Europäische Rat18 und das Europäische
Währungssystem (EWS)19); dies gilt aber auch für die Umstellung der Gemein-
schaftsfinanzierung auf Eigenmittel, für Kompetenzverlagerungen in der Ge-
meinschaft durch Übertragung von Haushaltskompetenzen an das Europäische
Parlament oder die Verabschiedung des Aktes zur Direktwahl des Europäischen
Parlaments20. Allerdings ergeben sich gerade aus diesem Überschreiten der
Kernbereiche der Römischen Verträge neue Integrationsprobleme. Wenn zu-
nehmend Materien in das Zentrum europapolitischen Interesses rücken, für die
der Gemeinschaft originäre Kompetenzen fehlen, so bleiben ihr dort nur die
Möglichkeiten der versuchsweisen Koordinierung nationaler Politiken. Insofern
bestimmen eher traditionelle Formen der Staatenzusammenarbeit wieder zu-
nehmend das europäische Bild21. Im Spektrum der politischen Strategien der
Gemeinschaft stehen also inzwischen die Strategie der supranationalen Ent-
scheidungsfindung und die Strategie der internationalen Koordination konkur-
rierend nebeneinander. Es besteht dabei durchaus die Gefahr, daß die eine Stra-
tegie — die der internationalen Koordination nationaler Politiken — die andere
Strategie — die der supranationalen Integration — unterläuft und aushöhlt. Auch
wenn dies nicht eintreten sollte, wird das Spannungsverhältnis zwischen beiden
Strategien auf lange Sicht das Erscheinungsbild der Europäischen Gemeinschaft
bestimmen.

Diese Hinweise verdeutlichen die Flexibilität der Integration, die sich — in Er-
folg und Mißerfolg — nie auf ein statisches Verständnis eines institutionellen,
rechtlichen und materiellen Status quo hat festschreiben lassen. Dies gilt aller-
dings nicht nur für die Europapolitik der 70er Jahre oder am Beginn der 80er Jah-
re, sondern dieses pragmatische, ja experimentelle Charakteristikum läßt sich
seit der Gründungsphase beobachten. Der Gedanke der Europäischen Einigung
war auch unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg zu keinem Zeitpunkt mit nur
einem einzigen politischen Konzept oder einem einzigen Integrationsmodell ge-
koppelt. Ohne eine starre Fixierung an ein geschlossenes Modell konnte der
Einigungsprozeß je nach gegebener Situation an völlig unterschiedlichen Mate-
rien der Politik ansetzen und von dort aus neue Fortschritte zu erzielen versu-
chen. Das Ringen um die Einigung Europas ist insofern durch die Jahrzehnte
hindurch gekennzeichnet von einem ausgeprägt pragmatischen Grundzug22:
— Zunächst mündeten nach dem Zweiten Weltkrieg die von fast allen politi-

schen Lagern getragenen Initiativen in den am 5.5.1949 gegründeten Europa-
rat, mit dem man ein Forum des Gedankenaustauschs, eine Tribüne europäi-
scher Meinung schuf.

— Auf Initiative des französischen Außenministers Robert Schuman (Schuman-
Plan vom 9.5.1950) kam es am 18.4.1951 zur Unterzeichnung des Vertrages
über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). Die EGKS
sollte für Kohle und Stahl einen gemeinsamen Markt schaffen und damit eine
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gemeinsame Kontrolle, Planung und Verwertung dieser Grundstoffe und de-
ren Produkten ermöglichen.

— Nach dem Erfolg der EGKS scheiterten zwei Versuche, diese Teilintegration
zu ergänzen. Zwar unterzeichneten die sechs Mitgliedstaaten der EGKS am
27.5.1952 noch den Vertrag über die Gründung einer Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft (EVG), dessen Ratifizierung aber 1954 in der französi-
schen Nationalversammlung scheiterte. Damit entfiel auch die politische Ge-
schäftsgrundlage für den Versuch, eine umfassende Europäische Politische
Gemeinschaft (EPG) zu gründen, wozu die erweiterte Versammlung der
EGKS bereits am 10.3.1953 einen Verfassungsentwurf fertiggestellt hatte.

— Auf der Konferenz der Außenminister der EGKS in Messina am 1./2.6.1955
wurde dann beschlossen, Verhandlungen über die Integration zweier weite-
rer Sektoren zu beginnen. Daraus entstanden dann die am 25.3.1957 unter-
zeichneten Römischen Verträge zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EU-
RATOM).

— Nachdem die Römischen Verträge recht zügig umgesetzt zu werden verspra-
chen, erfolgte — fast parallel zur Entwicklung der ersten Hälfte der 50er Jahre
— der erneute Versuch, einen allgemeinen politischen Rahmen zu schaffen.
Die auf Grund eines Beschlusses der Bonner Gipfelkonferenz der Staats- und
Regierungschefs vom 18.7.61 vorgelegten Fouchet-Pläne sahen ein Verfah-
ren der lockeren Abstimmung der EG-Mitgliedstaaten vor, das eher her-
kömmlichen internationalen Prozeduren entsprach. Die Fouchet-Pläne pro-
vozierten vielfältige Kritik. Als man sich 1962 nicht über den möglichen EG-
Beitritt Englands einigen konnte, waren auch die Fouchet-Verhandlungen
gescheitert.

— Der nächste Schritt, der deutsch-französische Freundschaftsvertrag des Jah-
res 1962, wurde von Adenauer und de Gaulle in der Absicht vollzogen, eine
weitreichende politische Zusammenarbeit zu schaffen, der sich auf Dauer die
übrigen EG-Mitgliedstaaten nicht würden entziehen können. Der Freund-
schaftsvertrag sollte also - zumindest in der Sicht Adenauers — auch ein Um-
weg zur politischen Gemeinschaft Europas sein.

— Die Krisen der Europäischen Gemeinschaft in den 60er Jahren führten zu ei-
nem Rückgriff auf gewisse Vorstellungen eines intergouvernementalen Kon-
zertes: Die Außenminister schufen 1970 die sogenannte Europäische Politi-
sche Zusammenarbeit, den Verbund der EG-Mitgliedstaaten für Fragen der
Außenpolitik.

— Die Entwicklungen der 70er Jahre ließen die Europäische Gemeinschaft
nicht nur neue institutionelle Akzente setzen (Gipfelkonferenzen, EPZ, Eu-
ropäischer Rat), sondern mit der Vereinbarung, eine Europäische Union an-
zustreben, formulierte man einen allgemeinen Rahmen, dessen inhaltliche
Auffüllung dann vom Tindemans-Bericht (vorgelegt am 29.12.75) vorgenom-
men werden sollte23.
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— Die entscheidenden Markierungen in den 70er Jahren waren daneben die Di-
rektwahl zum Europäischen Parlament (7.-10.6.79), die Umstellung der EG-
Finanzierung auf Eigenmittel der Gemeinschaft und die damit verbundenen
begrenzten Kompetenzerweiterungen für das Europäische Parlament, das
verstärkte entwicklungspolitische Engagement (Abkommen von Lome I
1975; Abkommen von Lome II 1979), die Schaffung eines Regionalfonds
(1975) und die Errichtung des Europäischen Währungssystems (1978).

Diese knappe Skizze der wesentlichen europapolitischen Stationen der vergan-
genen Jahrzehnte verdeutlicht die Ergebnisse einer pragmatischen Methode und
einer pragmatischen Integrationsstrategie, deren Charakterzug von Walter Hall-
stein anschaulich gekennzeichnet wurde24: „Theoretisch hätte man sich unter der
Erschütterung des Zusammenbruchs am Ende des Zweiten Weltkrieges eine to-
tale Lösung ,auf einmal' vorstellen können. Psychologisch war alles dazu bereit.
Aber die Kräfte reichten nicht dafür. Was übrig war an Kräften diente dazu, zu-
nächst das nackte Überleben zu sichern, nicht nur materiell. Deshalb haben wir
uns entschlossen, schrittweise vorzugehen. Dies ist eine wichtige Aussage, eine
Aussage, die auch den in unseren Augen überflüssigen Streit erledigt, ob es sich
bei dieser Unternehmung um eine föderale oder um eine konföderale Bildung
handele. Diese Frage erhebt sich bei dem Vorgehen Schritt für Schritt nicht in
der traditionellen Form. Die Wahl der Schritte, ihre Definition und deren zeitli-
che Aufeinanderfolge ist eine Frage der Opportunität. Es gibt darin nichts Prin-
zipielles außer der Forderung, daß die Richtung auf immer mehr Einheit einge-
halten werden muß. Wir nennen das die pragmatische Methode der europäi-
schen Politik."

Hinter dieser pragmatischen Methode steht wohl auch die zutreffende Er-
kenntnis, daß das heute aufgegebene Einigungswerk nicht mit dem Rückgriff auf
ein einzelnes historisches Prinzip zu bewerkstelligen ist. Die Geschichte Europas
ist zu keiner Generation bloß unter dem Gesichtspunkt des Prinzips der Einheit
zu verstehen gewesen, einer Einheit, die in keiner Epoche wirklich bestand. Zu
jeder Epoche waren auch Gegensätzlichkeiten am Werk. Die Geschichte Euro-
pas stellt sich von ihren Anfängen bis heute letztlich als ein dialektischer Konflikt
zwischen zwei Grundtendenzen dar25: zwischen dem Gegeneinander der Natio-
nen, Kulturen und Weltanschauungen und ihrem europäischen Zusammenhang,
zwischen der Differenzierung und der Vereinheitlichung. Würden wir diesen wi-
dersprüchlichen Spannungsbogen ausblenden wollen, dann käme es nicht zu der
politisch notwendigen Verarbeitung tiefgreifender historischer Erfahrungen,
sondern bestenfalls zu einem vordergründigen Wechsel der Klischees.

Neue internationale Herausforderungen

Die Europäische Gemeinschaft sieht sich bei Eintritt in die 80er Jahre mit einer
Fülle internationaler Herausforderungen konfrontiert, auf die sie eine angemes-
sene Antwort formulieren muß. Insbesondere die drei großen Krisen — die so-
wjetische Invasion in Afghanistan, die Geiselnahme im Iran und die damit ver-
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bundene spezifische Entwicklung der Islamischen Revolution, die Entwicklung
in Polen nach der Gründung der Gewerkschaft „Solidarität" - haben eine be-
sonders markante Meßlatte im Blick auf die außenpolitische Handlungsfähigkeit
und Effizienz der Europäischen Gemeinschaft geschaffen. Diese Krisen haben
in der gesamten westlichen Welt eine kritische Reflexion über die Substanz der
Ost-West-Beziehungen, über die weltweiten wie regionalen Machtbalancen,
über die Stabilität einer internationalen Friedensstruktur ausgelöst. Schlaglicht-
artig haben die Entwicklungen um Afghanistan, Iran und Polen die grundsätzli-
chen Defekte und Defizite des internationalen Systems bloßgelegt26 und überfäl-
lige Anpassungen sinnfällig werden lassen:
1. Die Reaktion der Europäischen Gemeinschaft wie der Atlantischen Allianz

auf die sowjetische Invasion in Afghanistan signalisiert sowohl die konzeptio-
nelle Unsicherheit als auch den begrenzten gesellschaftlichen Konsens bezüg-
lich der programmatischen Grundlagen westlicher Ostpolitik, d.h. vor allem
bezüglich Begriff und Konzept der Entspannung27.

2. Afghanistan und Iran sind zwei weitere markante Punkte eines langfristigen
Trends der internationalen Politik, nämlich der nachlassenden Kalkulierbar-
keit internationaler Sachverhalte. Dieser Trend hat viele weitere Ursachen:
die wachsende Zahl international handlungsfähiger Akteure, die Relativie-
rung des militärischen Faktors, die wachsende wirtschaftliche und politische
Bedeutung von internationalen Krisengebieten, das steigende Selbstbe-
wußtsein der Rohstoffproduzenten, das Infragestellen von bisher selbstver-
ständlichen Verhaltensweisen.
Für Europa sind in diesem Zusammenhang vor allem drei Gesichtspunkte
von zentraler Bedeutung:
— Es ist möglich, daß die Islamische Revolution des Iran anderswo imitiert

werden kann, sei es in Pakistan, Marokko, Tunesien, Türkei — also in sol-
chen Ländern, die eine gewisse gesellschaftliche Modernisierung ohne
entsprechende kulturelle Modernisierung vollzogen haben. Überall dort
droht als Antwort auf die soziale Mobilisierung eine Rückkehr zum reli-
giösen Fundamentalismus. Die widersprüchlichen Erfahrungen einer mo-
dernen Welt werden aufgehoben durch die Flucht in rigide ausgelegte
Heilige Schriften.

— Der Westen, und damit auch Europa, steht vor der Notwendigkeit, seine
Abhängigkeit von instabilen Regionen zu verringern. Durch Afghanistan
und Iran ist die Labilität der Versorgungslinien Westeuropas noch brisan-
ter geworden.

— Als sozialpsychologische Konsequenz dieser Entwicklungen der jüngeren
Vergangenheit ist inzwischen feststellbar, daß die Internationalisierung
unserer Lebenssachverhalte viel stärker in unser Alltagsbewußtsein auf-
genommen worden ist.

3. Der Nachweis der Handlungsfähigkeit von Europäischer Gemeinschaft und
Atlantischer Allianz in internationalen Krisen, hier konkret der Nachweis der
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Fähigkeit zu einer angemessenen Reaktion auf die sowjetische Invasion in
Afghanistan, hat nicht zu bestehen vor dem Ziel, diese konkrete Aktion, den
Einmarsch der Sowjetunion in Afghanistan, zu revidieren, sondern er hat zu
bestehen vor dem Ziel, die denkbaren künftigen Schritte der Sowjetunion zu
beeinflussen. Die Reaktion des Westens auf Afghanistan bildet von nun an ei-
nen festen Faktor im sowjetischen Kalkül. Die Geringschätzung der Hand-
lungsfähigkeit des Westens mag die Sowjetunion künftig zu weiteren Schrit-
ten bewegen. Daneben übt die Geringschätzung der Handlungsfähigkeit des
Westens eine erhebliche Wirkung auf das machtpolitische Denken der Drit-
ten Welt aus, eine Wirkung, die gegenwärtig allerdings durch den erheblichen
Prestigeverlust der Sowjetunion in der Dritten Welt aufgewogen wird.

4. Afghanistan und Iran haben das alte Strukturproblem der Atlantischen Al-
lianz aktualisiert, nämlich die partielle Interessendivergenz zwischen den
USA und Europa. Dieses alte Strukturproblem führte ja bereits in der Ade-
nauerschen Politik zu der bewegenden Stereotype vom „Alpdruck von Pots-
dam", also der Furcht, die Amerikaner könnten sich mit den Sowjets über die
Köpfe der Europäer und der Deutschen hinweg einigen oder aber in eine
Weltkrise verstricken. Die partielle Interessendivergenz zwischen Europa
und den USA ist inzwischen an zahlreichen aktuellen Einzelthemen festzu-
machen: der europäische Zweifel am Wert der amerikanischen Sicherheitsga-
rantie, die Divergenzen um die Produktion der Neutronenwaffe und der Sta-
tionierung der Mittelstreckenraketen, die Konflikte um das „bürden sha-
ring", die handelspolitischen Rivalitäten, wechselseitige Klagen über restrik-
tive Zollpraktiken, unterschiedliche Auffassungen zur Energiepolitik. In der
Addition dieser Einzelpunkte liegt mittelfristig die Möglichkeit einer tiefgrei-
fenden Krise28.

Die Erfahrungen um Afghanistan und Iran nähren insgesamt die Zweifel, ob die
Europäische Gemeinschaft über ein ausreichendes außenpolitisches Krisenma-
nagement verfügt, ganz zu schweigen von einem mittel- und langfristigen Kon-
zept zur internationalen Politik. Zunächst muß man allerdings bei der Beurtei-
lung berücksichtigen, daß diese internationalen Krisen die Europäische Ge-
meinschaft in einer relativ labilen Phase trafen: finanzielle Probleme, die Per-
spektive der Erweiterung und die Frage nach der Weiterentwicklung des institu-
tionellen Gefüges nach der Direktwahl. In dieser Phase innerer Unsicherheit
hatte sich der „spill-over" in Sachen „europäischer Außenpolitik" bereits still-
schweigend vollzogen, und zwar vor allem was den Erwartungshorizont der in-
ternationalen Umwelt angeht. Durchaus im Gegensatz zur Kuba-Krise 1962
oder zur Prager Invasion 1968, wo eigentlich niemand nach der Haltung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft fragte, erwartete die internationale Umwelt nun wie
selbstverständlich eine zügige Reaktion der Gemeinschaft. Im Erwartungshori-
zont der internationalen Umwelt ist die Europäische Gemeinschaft längst über
die herkömmliche Wirtschaftsgemeinschaft und über den Einsatz bloßer wirt-
schaftlicher Instrumente hinausgewachsen und in weltpolitische Mitverantwor-
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tung einbezogen worden. Auch hier läßt sich also eine Diskrepanz zwischen dem
Erwartungshorizont der Umwelt und dem Selbstbewußtsein der Gemeinschaft
feststellen.

Die konkreten Reaktionen der Europäischen Gemeinschaft auf beide interna-
tionale Krisen — Afghanistan und Iran — sind eindeutig dokumentierbar29. Sie
waren zögerlich, unentschlossen, unpräzise, uneinheitlich, ohne nennenswerte
Wirkung beim jeweiligen Adressaten.

Daneben und in einem deutlichen Kontrast zu dieser Beobachtung lesen wir
fast wöchentlich europäische Erfolgs- und Aktionsmeldungen im Feld der Au-
ßenpolitik: ein hohes Maß an Übereinstimmung der EG-Staaten bei der Konfe-
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) und deren Nachfol-
gekonferenzen30; eine wachsende Übereinstimmung der EG-Staaten in der
UNO31; die Europäische Gemeinschaft feiert das Lome-II-Abkommen als Mo-
dell zukunftsorientierter Entwicklungspolitik32; die Europäische Gemeinschaft
schließt ein Kooperationsabkommen mit Jugoslawien33; die Europäische Ge-
meinschaft verhandelt mit der Anden-Gruppe34 und dem Rat für gegenseitige
Wirtschaftshilfe (RGW) wegen eines Kooperationsabkommens35; die Europäi-
sche Gemeinschaft schließt mit den ASEAN-Staaten (Verband der Südostasiati-
schen Nationen) ein Kooperationsabkommen36.

Kurz zusammengefaßt: Die europäische Antwort auf die internationalen Her-
ausforderungen zeigt kein eindeutiges Profil; allzu eng liegen Erfolge und Mißer-
folge nebeneinander; entsprechend differieren die Urteile über die europäische
Außenpolitik. Die einen, die lobend die positiven Seiten erstrahlen lassen, ge-
hen von der Meßlatte aus, „Was wäre denn, wenn die westeuropäischen Staaten
nationalstaatlich isoliert vorgingen"; entsprechend positiv fällt das Urteil aus.
Die anderen, die scharfen Kritiker, gehen von der Meßlatte aus, „Was wäre
denn, wenn die Europäische Gemeinschaft wirklich uneingeschränkt außenpoli-
tisch handlungsfähig wäre"; entsprechend negativ fällt ihr Urteil aus.

Das Profil der europäischen Außenpolitik37 ist zudem gekennzeichnet durch
die Diskrepanz zwischen tatsächlicher Handlungsmöglichkeit der Europäischen
Gemeinschaft und den Ansprüchen, die von außen an sie herangetragen wer-
den38, z.B. die nachdrücklich vorgetragenen HilfsVorstellungen der Entwick-
lungsländer, die ausgeprägte Furcht vor Handelsverlagerungen infolge der EG-
Assoziationspolitik, die starken außenwirtschaftlichen und monetären Forde-
rungen der USA und der Argwohn seitens der UdSSR, insbesondere im Blick
auf die Beziehungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und einzelnen
osteuropäischen Staaten. Besonders augenfällig wird in diesem Zusammenhang,
daß der Europäischen Gemeinschaft ein außenpolitisches Gesamtkonzept fehlt,
das die Ansprüche der Außenwelt angemessen beantworten könnte. Das Fehlen
eines Gesamtkonzepts, das die verschiedenen Einzelansätze und die verschiede-
nen Instrumente der Europäischen Gemeinschaft verbinden könnte, ermöglicht
es auch den einzelnen EG-Mitgliedern, konstruktive Einzelmaßnahmen in den
Außenbeziehungen der Europäischen Gemeinschaft nationalstaatlich zu unter-
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laufen; so im Rahmen der klassischen außenpolitischen Instrumente der Euro-
päischen Gemeinschaft, nämlich der Außenhandelspolitik (Art. 3 und 110-116
EWG-Vertrag), indem durch Abschluß bilateraler Kooperationsabkommen die
Wirksamkeit der gemeinschaftlichen Außenhandelspolitik praktisch in Frage
gestellt wird39.

Der entscheidende Rahmen der künftigen europäischen Außenpolitik wird
die EPZ sein, die wohl eher noch zusätzliche Sogwirkung auf die herkömmlichen
Integrationsmaterien auswirken wird. Dabei ist allerdings zu sehen, daß die
Konvergenz der außenpolitischen Positionen der EG-Mitglieder im Rahmen der
EPZ bisher durchaus lückenhaft geblieben ist40. Dies wird wohl auf absehbare
Zeit weiterhin der Befund bleiben. Das Instrument der EPZ kann offenkundig
nur zu einer labilen Konzertierung von Positionen mit dem Ziel einer gemeinsa-
men Deklaration führen. Ohne dies unterbewerten zu wollen, so ist doch festzu-
halten, daß bis zur Entwicklung eines international konfliktfähigen, wirkungs-
vollen außenpolitischen Handelns der Europäischen Gemeinschaft, noch ein
weiter Weg zurückzulegen ist.

Das Dilemma der europäischen Position besteht im Grunde darin, daß bereits
von zwei Seiten an der europäischen Solidarität gezerrt wird, bevor die Europäi-
sche Gemeinschaft ein vom Gemeinschaftsgeist getragenes, kalkulierbares und
eindeutiges Profil in der Außenpolitik gewonnen hat. Zum einen zerrt daran ei-
ne verstärkt renationalisierte Position, die unter innenpolitischen Zugzwängen
den Gesichtspunkt vermeintlicher eigener Interessen in den Vordergrund rückt.
Zum anderen zerren daran die bereits über die Grenzen Europas hinaus ausge-
wanderten Problemstellungen, die in anderen Institutionen und Gesprächszir-
keln verhandelt werden, wie Weltwährungsfragen, Rohstoff Ordnung, zivile Nu-
klearpolitik, etwa bei den Gipfeltreffen der sieben westlichen Industrienationen,
bei den Finanzministertreffen, bei der Internationalen Energie-Agentur, bei den
Londoner Treffen der führenden Nuklearlieferanten. Diese internationale Ent-
wicklung läßt im weiteren zwei Erfahrungen im Blick auf die Europäische Ge-
meinschaft erwarten. Einerseits läßt die Zuspitzung internationaler Probleme
die Staaten der Europäischen Gemeinschaft nur im Zusammenschluß hand-
lungsfähig bleiben. Andererseits lassen die differenzierteren Muster der interna-
tionalen Politik die Verlockungen zu Alleingängen einzelner Mitgliedstaaten
wachsen.

Nun zukunftsorientiert über verbesserte Verfahren des Krisenmanagements
nachzudenken, ist das eine; sei es eine organisatorische Verquickung von EG/
EPZ und NATO; sei es die klare Einbeziehung der sicherheitspolitischen Kom-
ponente in die europäischen Konsultationen; sei es ein Forcieren der Konsultat-
ionen zwischen den großen Industriestaaten; sei es ein höheres Maß an Kontinui-
tät im europäisch-amerikanischen Dialog. Über die Chance eines profilierteren
gemeinschaftlichen Konzepts des Westens nachzudenken, das dann in Krisen-
zeiten die Definition der eigenen Interessen und die damit verbundenen Ent-
scheidungen erleichtern könnte, ist das andere. Beides aber wird nur eine be-
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grenzte Relevanz entwickeln, so lange in Europa keine politische Kultur ent-
steht, die die internationale Mitverantwortung reflektiert; keine außenpolitische
Öffentlichkeit, die der innenpolitischen Sogwirkung entgegensteuert; keine de-
mokratische Infrastruktur einer europäisch legitimierten Außenpolitik41. Gera-
de die Vernachlässigung der geistig-politischen Grundlagen zählt zweifellos zu
den häufig übersehenen, dennoch äußerst wirksamen Ursachen für die Reduzie-
rung internationaler Handlungsfähigkeit. Dies alles legt als Resümee nahe, daß
eine europäische Außenpolitik bis heute noch eine unerfüllte Hoffnung ist, auf
Dauer aber keine unerfüllbare Hoffnung sein muß42 — es sei denn, Europa will
auf Dauer den Wandel der Welt erdulden, statt ihn zu gestalten43.

Entwicklungen des institutionellen Gefüges
Wer die Frage nach der außenpolitischen, aber auch nach der internen Hand-
lungsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaft aufwirft, der richtet ganz
zwangsläufig seinen Blick auch auf die Institutionen der Gemeinschaft. Gerade
bei Eintritt in die 80er Jahre geschieht dies aus vielfältigen Anlässen. Die Institu-
tionen sind in den Sog der allgemeinen Bürokratie-Kritik geraten; sie erscheinen
vielen als zu schwerfällig, zu wenig effizient; inwieweit die mit Griechenland
vollzogene, mit Spanien und Portugal in naher Zukunft anstehende Erweiterung
der Gemeinschaft tiefgreifende Rückwirkungen auf die Institutionen haben
kann, wird nachdenklich diskutiert; mit der Direktwahl zum Europäischen Par-
lament im Jahr 1979 scheint die Forderung nach weitergehender Demokratisie-
rung der Gemeinschaft einen zusätzlichen wichtigen Schritt vollzogen zu haben;
dennoch ist nicht abzusehen, welche Konsequenzen die Direktwahl im Blick auf
die Veränderung der Kompetenzen einzelner EG-Organe mittel- und langfristig
haben kann.

Jede einzelne Institution der Gemeinschaft weist unübersehbare Schwierig-
keiten und Probleme auf. Um dies an zwei Beispielen zu veranschaulichen:

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft hat in den zurückliegenden
Jahren einen erheblichen politischen Gewichtsverlust erlitten. Indem der Mini-
sterrat das Einstimmigkeitsprinzip praktiziert, ist dem Initiativrecht der Kom-
mission der politische Sinn weitgehend genommen. Die Römischen Verträge
hatten demgegenüber vorgesehen, die Kommission als Impulsgeber und Wahrer
des Gemeinschaftsinteresses zu installieren. Ihr Monopol zur Initiative im Ge-
setzgebungsverfahren wurde dadurch besonders gewichtet, daß der Rat von die-
sem Vorschlag nur einstimmig abweichen kann. Wenn aber die Einstimmigkeit
sowieso zum Regelfall wird, dann ist die Kommission relativ weitgehend aus der
politischen Verantwortung verdrängt44. Die Kommission wird so in eine Neben-
rolle verwiesen, wodurch das institutionelle Gefüge der Gemeinschaft entschei-
dend gestört ist.

Die Arbeit des Ministerrates, jenes zentralen Entscheidungsorgans der Euro-
päischen Gemeinschaft, ist durch mangelhafte Effektivität gekennzeichnet45.
Das Handeln im Ministerrat folgt über weite Strecken der Logik des nationalen
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Schachers; es verschwimmt im Halbdunkel des geheimen Beschlußverfahrens
und zuhause in der kollektiven Regierungsverantwortlichkeit46.

Neben dem Hinweis auf spezifische Probleme einzelner EG-Organe muß je-
doch die Analyse des gesamten institutionellen Gefüges im Vordergrund ste-
hen4?:

Das institutionelle Gefüge der Europäischen Gemeinschaft weist zwei schwer-
wiegende Defekte auf. Es kann den Bedarf an Koordinierung zwischen den ein-
zelnen Instanzen nicht befriedigen und es kann dem Bedarf an Führungs-, Ent-
scheidungs- und Innovationskapazität nicht gerecht werden. Zum Koordinie-
rungsproblem ist insbesondere zu verweisen auf das erst in Ansätzen vorhandene
Konzertierungsverfahren zwischen Ministerrat, Kommission und Europäischem
Parlament48 und auf die weitgehend fehlende Abstimmung zwischen EPZ und
EG-Organen. Aber insbesondere der zweite Aspekt — die Frage nach der Inno-
vationskapazität in dem Gefüge der Europäischen Gemeinschaft — erweist sich
als ein gewichtiges Problem; denn das institutionelle Gefüge war von den Grün-
dungsvätern der Gemeinschaft sehr weitsichtig als ein höchst dynamisches, auf
Fortentwicklung angelegtes Kraftfeld konzipiert worden; mit der Konsequenz,
daß dieses Kraftfeld seinen Spannungsbogen und seine Ausstrahlung verliert,
sobald der Prozeß institutioneller Fortentwicklung stagniert. So hat beispiels-
weise der Ministerrat bis heute nicht zu den in den Römischen Verträgen festge-
legten Mehrheitsentscheidungen gefunden. Das Europäische Parlament hat erst
sehr spät die in den Römischen Verträgen vorgesehenen Direktwahlen durch-
führen können. Sein neues Selbstbewußtsein kann sich nicht an neuen Kompe-
tenzen festmachen. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Ge-
meinschaft (WSA) hat nie eine angemessene Integration der wirtschaftlichen In-
teressen in den Gemeinschaftsprozeß gewährleisten können. Dies bedeutet, daß
der perspektivische Entwurf der Gründungsväter der Gemeinschaft nicht reali-
siert worden ist. Die Gemeinschaft muß aber aus der Logik ihrer eigenen Verfas-
sungsstruktur heraus ständig die Frage nach der Fortentwicklung aufwerfen.
Letztlich ist damit gemeint die Frage nach der legitimierten Führung in der Euro-
päischen Gemeinschaft, d.h. die Frage nach jener Instanz, die Fortschritte initi-
ieren, die Impulse geben und neue Prioritäten erzwingen kann. Die Kristallisa-
tionspunkte solcher zukunftsträchtiger Erwartungen bilden vor allem zwei Insti-
tutionen: der Europäische Rat und das Europäische Parlament. Insbesondere
das direkt gewählte Europäische Parlament könnte eine legitimierte Führungs-
kraft entwickeln, wenn es die wirklich dringenden Fragen der europäischen Bür-
ger repräsentativ behandelt und sich weitere Kompetenzen erkämpft49.

Mit dem Übergang zur direkten Wahl des Europäischen Parlaments stellt sich
auch die These vom Legitimationsdefizit der Europäischen Gemeinschaft in ei-
nem neuen Licht. Die Europäische Gemeinschaft bezog bis dahin ihre Legitima-
tion vor allem aus dem Zustimmungsakt der nationalen Parlamente zu den Ver-
trägen, aus der diffusen Zustimmung der Bevölkerung zu den handelnden Ak-
teuren sowie zur konkreten Leistung der Europäischen Gemeinschaft, nicht
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aber aus der lückenlosen Anwendung demokratischer Verfahren. Solange sich
die Legitimation der Europäischen Gemeinschaft nicht aus kontinuierlichen de-
mokratischen Verfahren ableiten läßt50, bleibt sie labil, kaum belastungsfähig
und von begrenzter Qualität. Diese Schwäche hat es bisher den Wahrern der na-
tionalstaatlichen Souveränität und der nationalen Interessen erlaubt, den Ge-
meinschaftsinteressen die prinzipielle Gleichberechtigung streitig zu machen.
Bereits die Gründungsväter der Europäischen Gemeinschaft waren sich der Not-
wendigkeit einer stärkeren demokratischen Fundierung der Institutionen be-
wußt. Dennoch hat sich das seit Beginn bestehende demokratische Defizit durch
die Verlagerung von Kompetenzen und Funktionen aus den nationalen Ent-
scheidungssystemen auf die supranationale Entscheidungsebene zunehmend
verschärft51. Dieses demokratische Defizit ist gekennzeichnet durch den Ver-
zicht auf ein Gemeinschaftsorgan, dessen Mitglieder unmittelbar auf europäi-
scher Ebene demokratisch legitimiert sind, und ohne deren Zustimmung kein
verbindliches Gemeinschaftsrecht gesetzt werden kann. Mit dem Übergang zur
direkten Wahl des Europäischen Parlaments ist eine Komponente des Legitima-
tionsdefizits aufgehoben; die Integrationsbremse, die mit dem Hinweis auf die
mangelnde Legitimation gezogen wurde, ist damit gelockert; ganz weggeschla-
gen werden die Bremsklötze allerdings erst dann, wenn die Kompetenzerweite-
rung des Parlaments qualitative Fortschritte im Sinne eines umfassenden demo-
kratischen Entscheidungsprozesses erzielen konnte52. Zusätzlich zu dem Effekt,
neben der nationalen Legitimation eine zweite, gleichberechtigte Legitimations-
quelle geschaffen zu haben, wird die direkte Wahl des Europäischen Parlaments
eine zweite Konsequenz von mindestens ebenso großem Gewicht zeitigen: Sie
zwingt Parteien und Verbände zum Aufbau einer europäischen Infrastruktur.
Was mangelnde europäische Gesinnung nicht zuwege brachte, wird der existen-
tielle Erfolgsdruck erreichen, dem sich diese Organisationen ausgesetzt sehen,
wenn sie sich öffentlich und in Konkurrenz um europäische Meinungsanteile
streiten müssen. Die Gründung von europäischen Parteien und Parteiföderatio-
nen sowie Verbandszusammenschlüssen beginnt die bisherigen Defekte auszu-
gleichen53. Unter dem Erfolgszwang der Direktwahlen, dem sich weder die Par-
teien noch die direkt gewählten Abgeordneten entziehen können, entwickelt
sich allmählich eine Infrastruktur, die auf europäischer Ebene alle jene Trans-
missionsfunktionen übernehmen kann, die in nationalstaatlich organisierten In-
dustriestaaten entsprechenden gesellschaftlichen und politischen Organisatio-
nen zukommen: Artikulation und Vertretung partikularer Interessen; Präsenta-
tion von Programmen und Führungspersonal; öffentliche Diskussion, Kritik und
Kontrolle; Bündelung politischer Ansprüche und Erwartungen; Strukturierung
und Gewährleistung des Informationsflusses zwischen gesellschaftlichen Akteu-
ren und politischer Zentrale und umgekehrt; Bewußtwerdung der politischen
Betroffenheit des einzelnen Bürgers. Der Aufbau einer solchen Infrastrukrur
beinhaltet zwangsläufig die dramatische Steigerung der Zahl europapolitischer
Akteure sowie die Unmöglichkeit der weiteren Ausklammerung kontroverser

Jahrbuch der Europäischen Integration 1980 29



DIE BILANZ

Materien. Erst mit einer solchen Infrastruktur erhalten die Institutionen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft eine politische Grundlage auf der die Frage nach
Handlungsfähigkeit und Effizienz des EG-Systems in einem ganz neuen Licht zu
diskutieren ist.

Konzeptionelle Unsicherheiten

Läßt man die wichtigsten Schlaglichter der europapolitischen Debatten des Jah-
res 1980 nochmals Revue passieren54, — Stahlkrise, Haushaltsdebatte, Agrar-
markt, Fischereistreit, Nahost-Initiative, Giscards Vorschlag zur Erweiterungs-
frage, der Streit um den Finanzbeitrag Englands und der Beschluß der Labour-
Party zum Austritt aus der Europäischen Gemeinschaft im Falle der Regierungs-
übernahme, — so markieren sie recht präzise die Oberfläche jener Strukturfra-
gen, die die Europäische Gemeinschaft in den 80er Jahren weiter begleiten wer-
den und die Art und Weise, in der die Gemeinschaft diese Einzelprobleme be-
handelt hat, signalisiert die entscheidenden Unsicherheiten über den künftigen
Kurs. Vier Zonen konzeptioneller Unsicherheit sind in diesem Zusammenhang
zu registrieren:
1. Die Gemeinschaft wird auf Dauer nicht einer Lösung ihrer Haushaltsproble-

me ausweichen können55. Damit verbinden sich sowohl die überfällige Re-
form des Agrarmarkts als auch die Weiterentwicklung der Eigeneinnahmen
der Europäischen Gemeinschaft, der Ausbau der Haushaltskompetenzen des
Europäischen Parlaments, die Steigerung des Anteils der Regional- und So-
zialpolitik am Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaft, eine Abklä-
rung der denkbaren Erweiterungsmöglichkeiten der Gemeinschaft und ihrer
Folgekosten56.

2. Die Gemeinschaft wird einen spürbareren und damit kostspieligeren Beitrag
zum innergemeinschaftlichen Ressourcentransfer leisten müssen. Die tief-
greifenden Entwicklungsunterschiede in der Europäischen Gemeinschaft er-
weisen sich zunehmend als schwerwiegendes Hindernis. Die Gemeinschaft
steht insofern vor der Aufgabe, Elemente einer Politik zu entwerfen, die ei-
nen höchst unterschiedlich strukturierten Wirtschaftsraum ausgestalten muß.

3. Das institutionelle Gefüge der Gemeinschaft muß den neuen Gegebenheiten
angepaßt und damit weiterentwickelt werden.

4. Die Europäische Gemeinschaft muß Wege finden, auf denen sie ihre Identi-
tät stärkt und damit auch gegen Einzelinteressen von einzelnen Mitgliedstaa-
ten oder starken gesellschaftlichen Verbänden durchsetzungsfähiger macht.
Ohne eine solche verstärkte Identität gerät die Gemeinschaft immer stärker
in den Sog nationalstaatlicher Interessen und partikularer Erfolgszwänge. Es
fehlt solange auch an der politischen Bremse und an den kulturellen Hinder-
nissen, sogar zentrale Leistungen der Europapolitik — wie die Zollunion und
den gemeinsamen Außenhandel — nicht durch nichttarifäre Handelshemm-
nisse bzw. durch Kooperationsabkommen nationalstaatlich zu unterlaufen.

In diesen vier Zonen konzeptioneller Unsicherheit ist gegenwärtig nicht auszu-
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machen, wie sich die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten ent-
scheiden werden. Die wachsende Zahl der Berichte57, die die Gemeinschaft
selbst über ihre Zukunft in Auftrag gibt und die geringe politische Relevanz die-
ser Berichte läßt nicht nur auf Zukunftsunsicherheiten schließen, sondern auch
auf den höchst begrenzten Konsens innerhalb der Gemeinschaft über eine sinn-
volle Weiterentwicklung. Dieser Konsens, dessen jede politische Organisation
bedarf, wenn sie handlungsfähig sein soll, war für Westeuropa ursprünglich ge-
geben in einem allgemeinen Elan zur Einigung über die Trümmerfelder des
Krieges hinweg, in einem europäischen Anti-Nationalismus wie Anti-Kommu-
nismus und später auch im Willen zum Vollzug des Programms der Römischen
Verträge. Dieser Konsens hat sich angesichts neuer Probleme spürbar reduziert.
Nationale Gefühle und Einstellungen werden wieder deutlicher zu einer menta-
len Reserve gegenüber einer vorwärtsschreitenden Integrationspolitik. Die Mit-
gliedstaaten spüren, daß keiner von ihnen stark genug ist, um das politische Ge-
schehen allein zu bestimmen, aber daß jeder erhebliche Möglichkeiten besitzt,
europäische Entscheidungen zu verhindern. Ein anspruchloser Pragmatismus
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner ist dann nur allzu oft das Ergebnis. Wal-
ter Hallstein konnte noch schreiben, daß das Prinzipielle des Integrationsprozes-
ses in der Forderung bestehe, „daß die Richtung auf immer mehr Einheit einge-
halten werden muß"58. Diese Übereinstimmung scheint inzwischen dahin. Deut-
licher wird heute auf die Grenzen der Integrierbarkeit der unterschiedlichen Na-
tionalstaaten verwiesen. Es wird also nicht nur über die Inhalte der europapoliti-
schen Perspektiven gestritten, sondern auch um die Aufrechterhaltung der
Grundforderung fortschreitender Vergemeinschaftung selbst59. Die Zukunft des
Einigungswerkes wird insofern sehr stark davon abhängen, inwieweit es gelingen
kann, den Bezirk an europäischer Gemeinsamkeit in den Zielen, Gründen und
Perspektiven wieder zu präzisieren und auszubauen. Nur auf der Grundlage ei-
nes solchen Zielkonsenses werden die anstehenden Konflikte konstruktiv zu re-
geln und die vorliegenden Strukturfragen der 80er Jahre wirklich europäisch zu
beantworten sein.
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